
Karl Marxs Kritik am Gothaer Programm (April/Mai 1875)

Kurzbeschreibung

Als die zwei Flügel der deutschen sozialdemokratischen Bewegung sich auf dem Parteikongress von
Gotha 1875 zusammenschlossen und die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands bildeten, lehnte Karl
Marx (1818–1883) das neue Programm vehement ab. In den Randglossen zum Gothaer Programm, die im
Folgenden wiedergegeben sind, erläuterte er seine Einwände und kritisierte den Einfluss des
verstorbenen Ferdinand Lassalle (1825–1864) und seiner Anhänger auf die neue Partei. Marx verfasste
seine Kritik im April und Mai 1875, bevor der Gothaer Kongress eigentlich stattfand (22.–27. Mai 1875).
Marx wünschte, dass seine Ansichten unter einer Reihe von wohlwollenden sozialistischen Anführern
verbreitet würden, doch einige darunter konnten an dem Kongress nicht teilnehmen, weil sie im
Gefängnis saßen. Das endgültige Programm enthielt viele Punkte, die Marx als unangebracht (oder
schlimmer) betrachtete. Selbst Marx‘ Anhänger hielten eine Veröffentlichung seiner vernichtenden Kritik
bis 1891 nicht für hilfreich.

Quelle
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IV.

Ich komme jetzt zum demokratischen Abschnitt.

A. „Freiheitliche Grundlage des Staats.“

Zunächst nach II erstrebt die deutsche Arbeiterpartei „den freien Staat“. Freier Staat – was ist das?

Es ist keineswegs Zweck der Arbeiter, die den beschränkten Untertanenverstand losgeworden, den Staat
„frei“ zu machen. Im Deutschen Reich ist der „Staat“ fast so „frei“ als in Rußland. Die Freiheit besteht
darin, den Staat aus einem der Gesellschaft übergeordneten in ein ihr durchaus untergeordnetes Organ
zu verwandeln, und auch heutig sind die Staatsformen freier oder unfreier im Maß, worin sie die „Freiheit
des Staats“ beschränken.

Die deutsche Arbeiterpartei – wenigstens, wenn sie das Programm zu dem ihrigen macht – zeigt, wie ihr
die sozialistischen Ideen nicht einmal hauttief sitzen, indem sie, statt die bestehende Gesellschaft (und
das gilt von jeder künftigen) als Grundlage des bestehenden Staats (oder künftigen, für künftige
Gesellschaft) zu behandeln, den Staat vielmehr als ein selbständiges Wesen behandelt, das seine eignen
„geistigen, sittlichen, freiheitlichen Grundlagen“ besitzt.

Und nun gar der wüste Mißbrauch, den das Programm mit den Worten „heutiger Staat“, „heutige
Gesellschaft“ treibt, und den noch wüsteren Mißverstand, den es über den Staat anrichtet, an den es
seine Forderungen richtet!

Die „heutige Gesellschaft“ ist die kapitalistische Gesellschaft, die in allen Kulturländern existiert, mehr
oder weniger frei von mittelaltrigem Beisatz, mehr oder weniger durch die besondre geschichtliche
Entwicklung jedes Landes modifiziert, mehr oder weniger entwickelt. Dagegen der „heutige Staat“
wechselt mit der Landesgrenze. Er ist ein andrer im preußisch-deutschen Reich als in der Schweiz, ein
andrer in England als in den Vereinigten Staaten. „Der heutige Staat“ ist also eine Fiktion.



 

Jedoch haben die verschiednen Staaten der verschiednen Kulturländer, trotz ihrer bunten
Formverschiedenheit, alle das gemein, daß sie auf dem Boden der modernen bürgerlichen Gesellschaft
stehn, nur einer mehr oder minder kapitalistisch entwickelten. Sie haben daher auch gewisse
wesentliche Charaktere gemein. In diesem Sinn kann man von „heutigem Staatswesen“ sprechen, im
Gegensatz zur Zukunft, worin seine jetzige Wurzel, die bürgerliche Gesellschaft, abgestorben ist.

Es fragt sich dann: Welche Umwandlung wird das Staatswesen in einer kommunistischen Gesellschaft
erleiden? In andern Worten, welche gesellschaftlichen Funktionen bleiben dort übrig, die jetzigen
Staatsfunktionen analog sind? Diese Frage ist nur wissenschaftlich zu beantworten, und man kommt
dem Problem durch tausendfache Zusammensetzung des Worts Volk mit dem Wort Staat auch nicht um
einen Flohsprung näher.

Zwischen der kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt die Periode der
revolutionären Umwandlung der einen in die andre. Der entspricht auch eine politische
Übergangsperiode, deren Staat nichts andres sein kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats.

Das Programm nun hat es weder mit letzterer zu tun, noch mit dem zukünftigen Staatswesen der
kommunistischen Gesellschaft.

Seine politischen Forderungen enthalten nichts, außer der aller Welt bekannten demokratischen Litanei:
allgemeines Wahlrecht, direkte Gesetzgebung, Volksrecht, Volkswehr etc. Sie sind bloßes Echo der
bürgerlichen Volkspartei, des Friedens- und Freiheitsbundes. Es sind lauter Forderungen, die, soweit
nicht in phantastischer Vorstellung übertrieben, bereits realisiert sind. Nur liegt der Staat, dem sie
angehören, nicht innerhalb der deutschen Reichsgrenze, sondern in der Schweiz, den Vereinigten
Staaten etc. Diese Sorte „Zukunftsstaat“ ist heutiger Staat, obgleich außerhalb „des Rahmens“ des
Deutschen Reichs existierend.

Aber man hat eins vergessen. Da die deutsche Arbeiterpartei ausdrücklich erklärt, sich innerhalb „des
heutigen nationalen Staats“, also ihres Staats, des preußisch-deutschen Reichs, zu bewegen – ihre
Forderungen wären ja sonst auch großenteils sinnlos, da man nur fordert, was man nicht hat –, so durfte
sie die Hauptsache nicht vergessen, nämlich daß alle jene schönen Sächelchen auf der Anerkennung der
sog. Volkssouveränität beruhn, daß sie daher nur in einer demokratischen Republik am Platze sind.

Da man nicht in der Lage ist – und weislich, denn die Verhältnisse gebieten Vorsicht –, die demokratische
Republik zu verlangen, wie es die französischen Arbeiterprogramme unter Louis Philippe und unter Louis
Napoleon taten – so hätte man auch nicht zu der (weder „ehrlichen“ noch würdigen) Finte flüchten
sollen, Dinge, die nur in einer demokratischen Republik Sinn haben, von einem Staat zu verlangen, der
nichts andres als ein mit parlamentarischen Formen verbrämter, mit feudalem Beisatz vermischter
schon von der Bourgeoisie beeinflußter, bürokratisch gezimmerter, polizeilich gehüteter
Militärdespotismus ist (und diesem Staat obendrein noch zu beteuern, daß man ihm dergleichen „mit
gesetzlichen Mitteln“ aufdringen zu können wähnt!)

Selbst die vulgäre Demokratie, die in der demokratischen Republik das Tausendjährige Reich sieht und
keine Ahnung davon hat, daß grade in dieser letzten Staatsform der bürgerlichen Gesellschaft der
Klassenkampf definitiv auszufechten ist – selbst sie steht noch berghoch über solcherart
Demokratentum innerhalb der Grenzen des polizeilich Erlaubten und logisch Unerlaubten.

Daß man in der Tat unter „Staat“ die Regierungsmaschine versteht oder den Staat, soweit er einen durch
Teilung der Arbeit von der Gesellschaft besonderten, eignen Organismus bildet, zeigen schon die Worte:
„Die deutsche Arbeiterpartei verlangt als wirtschaftliche Grundlage des Staats: eine einzige progressive
Einkommensteuer etc.“ Die Steuern sind die wirtschaftliche Grundlage der Regierungsmaschinerie und
von sonst nichts. In dem in der Schweiz existierenden Zukunftsstaat ist diese Forderung ziemlich erfüllt.



 

Einkommensteuer setzt die verschiednen Einkommenquellen der verschiednen gesellschaftlichen
Klassen voraus, also die kapitalistische Gesellschaft. Es ist also nichts Auffälliges, daß die Financial
Reformers von Liverpool – Bourgeois mit Gladstones Bruder an der Spitze – dieselbe Forderung stellen
wie das Programm.

[…]
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